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Berlin. Die Gründer- und Digitalbranche
begrüßt die Pläne von Bundesfinanzmi-
nister Christian Lindner zur stärkeren
Förderung von Start-ups. „Die Regelun-
gen im Zukunftsfinanzierungsgesetz
können deutschen Start-ups einen ech-
ten Schub verpassen und den Standort
Deutschland international wettbewerbs-
fähiger machen“, sagte Christian Miele,
Vorsitzender des Start-up-Verbands, am
Dienstag in Berlin.

Lindner will mit einer Reform der Mit-
arbeiterbeteiligung den Start-up-Stand-
ort Deutschland stärken. So plant der
FDP-Politiker den steuerlichen Freibetrag
von 1440 Euro auf 5000 Euro anzuheben,
wie aus einem Gesetzesentwurf hervor-
geht. Lindner will zudem ein weiteres
Problem abmildern. Start-ups binden Be-
schäftigte oft mit Beteiligungen, die spä-
ter lukrativ sein können – etwa, wenn es
zu einem Börsengang oder Verkauf der
Firma kommt. Bisher müssen Mitarbei-
ter ihre Unternehmensanteile nach spä-
testens zwölf Jahren als Einkommen ver-
steuern – auch, wenn noch gar keine Ge-
winne angefallen sind.
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Weniger Pflege-Azubis
Zahl der Ausbildungsverträge sinkt

Wiesbaden. Im vergangenen Jahr haben
rund 4000 Menschen weniger als im Jahr
2021 einen Ausbildungsvertrag in der
Pflege abgeschlossen, wie das Statisti-
sche Bundesamt am Dienstag berichtete.
Während im Jahr 2021 noch 56.300 neue
Ausbildungsverträge in der Pflege abge-
schlossen wurden, sank ihre Zahl 2022
auf 52.300.

Die Ausbildung zur Pflegefachfrau be-
ziehungsweise zum Pflegefachmann wird
seit 2020 angeboten. Damals wurden die
bis dahin getrennten Ausbildungen in
den Berufen Kinderkrankenpflege, Ge-
sundheits- und Krankenpflege sowie Al-
tenpflege zusammengeführt.

Die Vereinheitlichung der Ausbildung
zur Pflegefachkraft habe sich als Stroh-

feuer entpuppt, sagte Eugen Brysch, Vor-
stand der Deutschen Stiftung Patienten-
schutz. Er sprach angesichts des Rück-
gangs der Ausbildungsverträge davon,
dass die bisherigen Bemühungen nicht
ausgereicht hätten, um den Pflegeberuf
attraktiv zu machen.

Bernd Meurer, Präsident des Bundes-
verbandes privater Anbieter sozialer
Dienste, bezeichnete die Einführung der
generalistischen Pflegeausbildung als
schweren politischen Fehler. „Es ist
höchste Zeit, mit den Trägerverbänden
über Lösungen zur Absicherung und Wei-
terentwicklung der Ausbildungsstruktu-
ren zu sprechen, die den Bedarf der Lang-
zeitpflege angemessen in den Blick neh-
men“, sagte Meurer.

Bremen. 30, 50, 30, 50: Mitunter wechseln
die Tempovorgaben innerhalb Bremens auf
kurzer Strecke mehrfach. Am Osterdeich
zum Beispiel sorgt das seit Jahren für Ärger
bei Autofahrern. Einmal nicht aufgepasst,
droht ein Bußgeld. Geht es nach Maike
Schaefer (Grüne), wird Tempo 30 in Bremen
zur Regelgeschwindigkeit. „Das schafft mehr
Sicherheit im Straßenverkehr, sorgt für we-
niger Lärm und Emissionen und räumt mit
dem Flickenteppich auf“, ist Bremens Ver-
kehrssenatorin überzeugt. Auch der Schil-
derwald könnte sich dadurch lichten. Würde
Tempo 30 als Standard eingeführt, könne
man sämtliche Schilder mit dieser Vorgabe
abschrauben, sagt Schaefers Sprecher Jens
Tittmann. „Und davon gibt es sehr viele“, er-
gänzt er.

Wie berichtet, spricht sich die Verkehrs-
ministerkonferenz (VMK) geschlossen dafür
aus, dass die Kommunen künftig mehr Ein-
fluss auf die Geschwindigkeitsvorgaben be-
kommen sollen. Das bedeutet nicht, dass alle
Bundesländer flächendeckend Tempo 30 vor-
geben wollen – vielmehr geht es um die Mög-
lichkeit, eigenständig entscheiden zu kön-
nen. Verbindlich ist der VMK-Beschluss
nicht. Um ihn umsetzen zu können, müsste
die Straßenverkehrsordnung (StVO) geän-
dert werden. Dafür wäre laut Tittmann eine
Mehrheit im Bundestag notwendig. Ob es
diese Mehrheit bei einer Abstimmung gäbe,
ist fraglich. Bundesverkehrsminister Volker

Wissing (FDP) hatte sich zuletzt im Interview
mit dem WESER-KURIER gegen ein flächen-
deckendes Tempo-30-Gebot ausgesprochen.
Man sei aber bereit, „die heutigen Anforde-
rungen an Tempo-30-Zonen zu überprüfen“.

Über Geschwindigkeitsvorgaben diskutie-
ren auch die Ortspolitiker in den Bremer
Stadtteilen immer wieder. Größtenteils einig
ist man sich in dem Wunsch, auf lokaler
Ebene selbstständig entscheiden zu können.

„Das wäre im Sinne des Beirats, wenn wir die
Instrumente dafür hätten“, sagt der Huchtin-
ger Ortsamtsleiter Christian Schlesselmann.
Er erinnert an einen Fall, der das Problem gut
verdeutlicht. Seit Oktober 2021 dürfen auf
dem Huchtinger Wardamm die Autos wieder
mit 50 km/h fahren, nachdem dort zuvor jah-
relang Tempo 30 vorgegeben war. Gegen die-
ses Tempolimit hatte ein Rechtsanwalt vor
dem Verwaltungsgericht Widerspruch ein-
gelegt. Weil das Gericht keine Rechtsgrund-
lage für Tempo 30 sah, nahm die Verkehrs-
behörde die Anordnung zurück. Schlessel-
mann ist weiterhin davon überzeugt, dass 30
km/h auf dieser Straße angemessen seien –
für die Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer.

Streit über die Lärmfrage
Auch an anderer Stelle werde regelmäßig
über Tempo-30-Bereiche diskutiert. Vor al-
lem gehe es dabei um Straßenabschnitte vor
sozialen Einrichtungen wie Kitas und Alten-
pflegeheimen. Insbesondere für diese Berei-
che lässt sich laut StVO derzeit Tempo 30 ver-
ordnen. Schlesselmann zufolge funktioniert
es aber nicht in jedem Fall, dieses Limit tat-
sächlich umzusetzen – zum Beispiel, wenn
Auswirkungen auf den ÖPNV dagegen sprä-
chen. Ungleich komplizierter wird es laut
Tittmann, wenn eine Geschwindigkeitsbe-
grenzung aus Lärmschutzgründen erfolgen
soll. Dann seien Gutachter und umfangrei-
che Messungen gefragt.

Dass Autos mit 30 km/h leiser unterwegs
sind als mit 50 km/h, bezweifelt der ADAC

Tempo 30 in ganz Bremen?
Verkehrssenatorin und einige Beiräte plädieren für Regelgeschwindigkeit – Entscheidung liegt beim Bund

von Felix Wendler Weser-Ems. Das Umweltbundesamt kommt
in einer Studie von 2016 zu einem anderen
Schluss. „Tempo 30 führt in der Mehrzahl der
untersuchten Fälle zu wahrnehmbaren
Lärmentlastungen“, heißt es dort.

Die aktuelle Gesetzgebung sieht vor, dass
das Amt für Straßen und Verkehr jedes
Tempo-30-Limit genehmigen muss. Über An-
ordnungen für einzelne Straßen wird mit-
unter jahrelang gestritten. „Sehr viel Über-
redungskunst“ sei zum Beispiel notwendig
gewesen, bis vor einigen Jahren auf großen
Teilen der Hemmstraße in Findorff Tempo
30 eingeführt worden sei, sagt Ulrike Pala,
Leiterin des Ortsamts West. Ähnlich wie
Schlesselmann sieht sie in ihrem Gebiet kei-
nen einheitlichen Wunsch nach einer flä-
chendeckenden Tempo-30-Vorgabe – man
wolle aber selbst über bestimmte Bereiche
entscheiden können.

Für Tempo 30 als Standard innerorts spre-
chen sich die Beiräte Mitte und Östliche Vor-
stadt aus. Was würde passieren, sollte dieser
Wunsch tatsächlich in Erfüllung gehen? Mit
dem Abbau der Tempo-30-Schilder wäre es
nicht getan, räumt Behördensprecher Jens
Tittmann ein. Die Ampelanlagen müssten
ihm zufolge neu geschaltet und die Auswir-
kungen auf den ÖPNV überprüft werden. Zu-
dem steht die Frage im Raum, auf welchen
Straßen die Bremer Autofahrer auch künftig
schneller als 30 km/h fahren dürften. Titt-
mann nennt Ausfallstraßen als Beispiel. All
das, so sein Fazit, sei aber unkomplizierter
als die aktuelle Regelung.
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New York. Der frühere US-Präsident Do-
nald Trump ist am Dienstag im Gericht
in New York zur Verlesung der Anklage
gegen ihn eingetroffen. Der Republikaner
wurde im Gerichtsgebäude vorüberge-
hend in Gewahrsam genommen – das ge-
hört zum üblichen Prozedere vor einer
Anklageverlesung. Trump ist der erste Ex-
Präsident in der US-Geschichte, der sich
in einem Strafverfahren verantworten
muss. Die Ankunft am Gericht wurde be-
gleitet von großen Sicherheitsvorkehrun-
gen und Demonstrationen seiner Unter-
stützer wie auch Gegner.

Kurz vor seiner Wahl zum Präsidenten
2016 ließ Trump Schweigegeld an die Por-
nodarstellerin Stormy Daniels zahlen. Sie
hatte behauptet, sie habe Sex mit ihm ge-
habt. Trump bestreitet eine Affäre, nicht
aber, dass Geld geflossen ist. Eine solche
Zahlung an sich ist nicht illegal. Trump
wird Medien zufolge aber vorgeworfen,
diese falsch abgerechnet und Geschäfts-
unterlagen gefälscht zu haben. Damit
könnte er auch gegen Gesetze zur Wahl-
kampffinanzierung verstoßen haben.

Trump weist alle Vorwürfe als „Hexen-
jagd“ zurück, mit der sein Sieg bei der Prä-
sidentenwahl 2024 verhindert werden
solle.

Anklage gegen
Ex-Präsidenten
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… hat sich für eine 93-Jährige aus Edinburgh
der Wunsch erfüllt, noch einmal selbst am
Steuerknüppel eines Flugzeugs zu sitzen. Die
Seniorin durfte – unterstützt von Pilot An-
drew Reid – in einer Cessna über Schottland
fliegen, wie die Nachrichtenagentur PA mel-
dete. Die Erfahrung, mit rund 240 Stunden-
kilometern in gut 600 Metern Höhe zu flie-
gen, sei „aufregend“ gewesen und habe „so
viele schöne Erinnerungen zurückgebracht“,
sagte die Seniorin. Es war nicht das erste Mal,
dass sie ein Flugzeug lenkte. Früher ver-
brachte Buckland die Sommerferien bei
einem Cousin in den USA, der sie ans Steuer
seiner Piper PA-28 ließ. Wie besagt eine alte
Fliegerweisheit: Zahme Vögel singen Lieder
von Freiheit, wilde Vögel fliegen.

ÜBRIGENS …

DPA

F innland ist offiziell Mitglied der Nato. Für
Helsinki endet damit ein jahrzehntelan-

ger Balanceakt zwischen Ost und West.
Finnlands Präsident Sauli Niinistö hat den
Beitritt seines Landes als Beginn einer

neuen Ära bezeichnet. Die Zeit der militä-
rischen Bündnisfreiheit seines Landes sei
nun zu Ende gegangen. „Es ist ein großarti-
ger Tag für Finnland“, sagte er. Die Nato-
Mitgliedschaft verschaffe Finnland Sicher-

heit, gleichzeitig werde auch die Verteidi-
gungsallianz sicherer, sagte Niinistö. Russ-
land drohte jedoch mit Gegenmaßnahmen.
Der Sprecher des russischen Präsidenten
Wladimir Putin, Dmitri Peskow, erklärte

Neues Nato-Mitglied
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dazu: „Die Erweiterung der Nato ist ein Angriff
auf unsere Sicherheit und die nationalen Inter-
essen Russlands.“ Russland sei zu Gegenmaß-
nahmen gezwungen.

Geschwindigkeitsvorgaben für Autofahrer
wechseln oft. FOTO: PETRA STUBBE
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